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bwohl die Gründung der EG 
'in erster Linie wir tschaf t l i ­
che Ziele hatte, wurde be­

reits seit den siebziger Jahren auf 
der Ebene der Gemeinschaf t auch 
Umweltpol i t ik betr ieben. Dabei ging 
es jedoch vorerst weniger um die 
gemeinschaf tswei te Ver fo lgung von 
Umweltzielen als vielmehr um die 
Befürch tung, daß durch unter­
schiedl iche nat ionale Umwel ts tan­
dards Hande lshemmnisse entste­
hen könnten, die die wir tschaf t l ichen Zielsetzungen beein­
t rächt igen würden 

UmweltpoliLik iti der EU 

Mit dem 1 1 Cassis-de-Di jon"-Urtei l bestät igte der EuGH 
1979 dann zwar prinzipiel l die Dominanz des Prinzips der 
Warenverkehrsfre ihei t , e r w i e s aber zugleich erstmals dar­
auf hin, daß „aus zwingenden Er fordern issen die Waren­
verkehrsfre ihei t e ingeschränkt werden kann" 1 ) Fast zehn 
Jahre später stellte der EuGH erstmals fest, daß auch Um­
wel tschutz ein solches zwingendes Erfordernis sein kann 
(Dänisches Pfandf laschenurtei l 1988) 

Mitt lerweile war die Einheit l iche Europäische Akte (EEA) 
in Kraft getreten (1987), die ein e igenes Kapitel über Um­
weltschutz in den Vertragstext einfügte In den neuen Ar t i ­
keln 130r bis 130t wurden erstmals explizit EG-Kompeten­
zen für den Bereich Umweltpol i t ik fes tgeschr ieben, zu ­
gleich wurden den einzelnen Ländern Mögl ichkei ten eröff­
net, s t rengere Maßnahmen zu ergreifen Weiters wird Um­
wel tschutz zu einem Bestandtei l der anderen Polit iken der 
Gemeinschaf t Schließlich wurden unter best immten Um-

Wenngleich der Stellenwert der 
Umweltpolitik in den letzten Jahren in 
der EU gestiegen ist, geraten dennoch 
die Anliegen des Umweltschutzes und 

das Ziel des freien Warenverkehrs 
immer wieder in Konflikt. Für ein Land 

wie Österreich ist entscheidend, im 
Falle eines Beitritts die Möglichkeiten 

des autonomen umweltpolitischen 
Handlungsspielraums zu nützen und 

seinen Einfluß in der 
gemeinschaftlichen Umweltpolitik 

geltend zu machen. 

ständen auch umwel tbedingte A b ­
we ichungen von harmonis ier ten b in­
nenmarktre levanten Maßnahmen er­
mögl icht (Art 100a Abs 4). 

Der EU-Vertrag von Maastr icht 
(1992) schließlich führte eine weitere 
interessante Schutzk lausel ein 
(Art 130r Abs 2) : Mi tg l iedstaaten 
können aus nicht wir tschaf t l ich be­
dingten umwel tpol i t ischen Gründen 
vor läuf ige Maßnahmen tref fen, die 

dann einem gemeinschaf t l ichen Kontrol lverfahren unterl ie­
gen Dies ist insbesondere dann relevant, wenn ein Mit­
g l iedsland eine Umwel tschutzmaßnahme beibehal ten wi l l , 
die EU-weit bis dahin noch nicht geregelt war : Für den 
Fall, daß im Zuge einer späteren Harmonis ierung schwä­
chere Umwel ts tandards auf Gemeinschaf tsebene festge­
legt werden, wirkt diese Regelung wie eine verlängerte 
Übergangsf r is t 2 ) 

Parallel zu dieser al lmähl ichen Aufnahme von umweltrele­
vanten Regelungen in das Pr imärrecht 3 ) der EG und der 
Zunahme von umweltrelevanten sekundärrecht l ichen Re­
gelungen (auf die hier nicht im einzelnen e ingegangen 
werden kann) beschloß der Rat mitt lerweile fünf Umwelt-
Ak t i onsp rog ramme: 1973 das erste, 1993 das vor läuf ig 
letzte Ak t ionsprogramme sind pol i t ische Abs ichtserk lä­
rungen ohne recht l iche Auswi rkungen ; sie wurden u a 
vom Europäischen Parlament wiederhol t wegen mange ln­
der Umsetzung kri t isiert Dennoch spiegelt die Verände­
rung der Inhalte der Ak t ionsprogramme den zunehmen­
den Stel lenwert der Umweitpol i t ik auch in der EG bzw. EU 
wider : Im 5 Ak t ionsprogramm „Für eine dauerhafte und 
umwel tgerechte Entwick lung ' (1993) wurde schließlich 
erstmals ausgedrückt , daß eine dauerhafte Wir tschaf ts-

") Die Aufberei tung der stat ist ischen Daten betreute Alexandra Wegscheider 

') Warenverkehrsfreihei t : (Art 30ff EG-Vertrag) - Einschränkungen der Warenverkehrsfreiheit s ind mögl ich nach Art 36 EG-Vertrag: , Einfuhr-, Ausfuhr- und Durch­
fuhrverbote stehen der Warenverkehrsfreiheit nicht entgegen wenn diese zum Schutz der Gesundhei t und des Lebens von Menschen Tieren oder Pflanzen 
gerechtfert igt s ind ' 
2) Weiters wird für Mater ien, die auf Art 130 basieren, ein neues Beschlußverfahren eingeführt : Außer in taxativ aufgezählten Bereichen in denen nach wie vor Ein­
st immigkeit notwendig ist genügt nunmehr die qualifizierte Mehrheit 
3) Die EG- bzw EU-Verträge sind Primärrecht Regelungen spezif ischer Materien wie z B der Umwelttragen dagegen Sekundärrecht (Verordnungen Richtlinien) 
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entwick lung nur mögl ich ist, wenn sie umwel tgerecht im 
Sinne der Erhal tung der al lgemeinen Lebensqual i tät der 
Bewahrung des Zugangs zu natür l ichen Ressourcen und 
der Vermeidung bleibender Umwel tschäden ist In tei lwei­
se sehr radikalen Worten wird festgelegt , daß das Pro­
g ramm in erster Linie dazu dient, „bestehende Tendenzen 
umzukehren" , und nicht nur dazu „alles ins Lot zu br in­
gen" Die Themen wie Kl imaveränderung, Übersäuerung 
des Bodens und Luf tverschmutzung, Ausbeu tung der na­
tür l ichen Ressourcen usw werden „weniger als Probleme 
denn als Symptome von Mißwirtschaft und Mißbrauch an­
gegangen" (EG-Kommission, 1993) 

Unter gebührender Beachtung des Subsid iar i tä tspr inz ips 
werden während der Laufzeit des Programms u a. fo lgen­
de Schwerpunkte gesetzt : dauerhafte und umwel tgerechte 
Bewir tschaf tung der Ressourcen, integrierter Umwelt­
schutz und Vermeidung von Abfä l len, Verr ingerung des 
Verbrauchs nicht erneuerbarer Energien, verbesser tes 
Mobi l i tä tsmanagement usw Die Palette der Instrumente 
wi rd erweitert um insbesondere marktor ient ier te Instru­
mente wie Steuern oder Haftungen und freiwil l ige Verein­
barungen Darüber hinaus werden die überwiegende Ver­
antwor tung der Industr ie länder für die derzeit ige Umwelt­
be lastung und der daraus result ierende Handlungsbedar f 
betont. Dieses Ak t i onsp rog ramm reicht bis zum Jahre 
2000, es soll jedoch bereits Ende 1995 überprüf t und for t ­
geschr ieben werden Interessant ist auch die Einr ichtung 
dreier Arten von Ad-hoc-D ia loggruppen , von denen eine 
z B. auch Nicht -Regierungsorganisat ionen einbindet und 
eine andere zur Überprüfung der Umweltpol i t ik eingesetzt 
werden sol l . 

Der Stel lenwert von Umwelt f ragen ist also auch in der EU-
Politik in den letzten Jahren deut l ich gest iegen Dies impl i ­
ziert einen potent iel len Konf l ikt : Umwel tschutz kann immer 
wieder auch Hande lshemmnisse bedeuten, auf deren Ver­
meidung die EU-Polit ik so großen Wert legt. Die Rechts­
setzung und -sprechung der nächsten Jahre wi rd we isen, 
wie dieser potentiel le Konfl ikt prakt isch gelöst werden 
w i rd Soweit der nat ionale Umweltschutz den Wet tbewerb 
nicht beeinflußt, steht ihm nichts im Wege. 

Gesta l tungssp ie l raum eines 
Milg l iedstaates 

Die Frage, ob ein einzelnes Land eher in oder außerhalb 
der EU eine anspruchsvol le Umweltpol i t ik durchzuführen 
imstande ist, ist vor al lem eine pol i to logische bzw pol i t i ­
sche und kann in dieser Analyse nicht beantwortet wer­
den Im fo lgenden wi rd ledigl ich der Aspek t des Gestal ­

tungssp ie l raums eines Mitg l iedslandes bezügl ich einer 
autonomen Umweitpol i t ik abgetastet Auch als Nicht-Mit­
g l iedsland ist d ieser Gesta l tungsspie l raum in einer ver­
netzten Wir tschaf t und Politik natürl ich begrenzt. 

Folgende Fälle müssen bei der Beurtei lung des Gestal ­
tungssp ie l raums eines EU-Mitgl ieds unterschieden wer­
den : 

— Hat die EU die betref fende Umweltmater ie nicht gere­
gelt (kein Sekundärrecht ) , so steht es jedem Mitgl ied­
staat f re i , nat ionale Umweltpol i t ik im Rahmen des ge­
meinschaf t l ichen Pr imärrechts zu gestal ten Das be­
deutet insbesondere, daß die Regelung die Warenver­
kehrsfreihei t (Art 30ff EGV) nicht beeinträcht igen darf 

— Hat die EU die betref fende Materie bereits harmonisiert, 
sind die Gesta l tungsspie l räume enger : Am häuf igsten 
basiert die EU ihre Umwelt regelungen auf Art 130s und 
100a: Produkt- und handelsbezogene Mater ien werden 
eher auf Art 100a (Binnenmarktart ikel) und weniger un ­
mittelbar handelsrelevante Umweitmater ien eher auf 
Art. 130s (Umweltart ikel) gegründet 4 ) Über diese be i ­
den am häuf igsten verwendeten Art ikel hinaus können 
jedoch sektorspezi f ische Regelungen auch auf ande­
ren Art ikeln des EG-Vertrags beruhen : z B. agrarpol i t i -
sche Regelungen auf Art 43 oder Lärmess ionen von 
Flugzeugen auf Art. 87 Abs 2 

Von der Wahl der pr imärrecht l ichen Grundlage für die har­
monis ier ten Umwel t regeiungen hängt der Gesta l tungs­
sp ie l raum ganz wesent l ich ab : Sowohl Art 130t als auch 
Art 100a Abs 4 sehen näml ich Mögl ichkei ten vor, s t ren­
gere nat ionale Umwel tschutzmaßnahmen beizubehal ten, 
soweit diese nicht versteckte Hande lshemmnisse sind 
Wurde Art 130s als Grundlage einer Umwei t regelung ge­
wählt, so gibt die Regelung nur einen Mindests tandard 
vor, von dem nach oben abzuweichen jedem Mitg l iedsland 
freisteht, sofern der Wet tbewerb dadurch nicht beeinträch­
t igt wi rd . Umwelt regelungen auf Grundlage des Art 100a 
oder gar des Art 100 eröffnen jur is t ische Interpretat ions­
mögl ichkei ten bezügl ich der Abweichungsmögl ichke i ten , 
im Konfl iktfal l entscheidet der EuGH, ob die strengere Um­
wel tschutzmaßnahme er laubt ist, weil ein „zwingendes Er­
fordern is" besteht Der EuGH hat aber bisher noch keine 
Umweltregelung auf Grundlage des Art 100a Abs . 4 aus ju­
diziert Das Land mit der st rengeren Vorschr i f t hat zwar 
die Beweislast, jedoch einen gewissen Spiel raum bezüg­
lich der Frage, ob die Maßnahme tatsächl ich „verhäl tn is­
mäßig" bzw „er forder l ich" ist 5 ) . In jenen Fällen, in denen 
die EU sich auf andere Art ikel als 100a und 130s stützt, 
gibt es solche Ausnahmemögl ichke i ten für ein einzelnes 
Land nicht (vgl zur jur id ischen Interpretat ion Becker, 
1991, Binder-Pesendorfer, 1991, Raschauer, 1994). 

J ) Um weltpol i t ische Regelungen wurden allerdings in der Folge des „Titandioxid-Urtei ls 1 seit 1991 zunehmend auf Art 100a gegründet : Da nur wenige umwelt­
relevante Materien nicht auch den freien Wettbewerb und die Wettbewerbsverhäl tnisse im Binnenmarkt tangieren, mußten die meisten Umweltmaterien auf den Bin­
nenmarktart ikel 100a und nicht auf den Umweltart ikel 130s gestützt werden. Der EuGH änderte jedoch 1993 mit dem Urteil Uber die Rechtsgrundlage der drei abfal l­
wirtschaft l ichen Regelungen (Richtlinie über Abfäl le, Richtline über gefährl iche Abfälle und Verbr ingungsverordnung) diese Linie: Es stellt die Harmonisierung von 
Umweltschutzaspekten in der Gemeinschaft am Beispiel der Abfälle in den Vordergrund auch wenn dadurch mittelbar die Wettbewerbsverhäl tnisse im Binnen­
markt beeinflußt werden 
ä ] Die Verhältnismäßigkeit erfordert daß die Maßnahme geeignet, erforderl ich und angemessen ist Zur Beurtei lung der Erforderl ichkeit wurde in der EuGH-
Rechtsprechung (Dänisches Pfandflaschenurtei l) das angepeil te Schutzniveau des betreffenden Landes und nicht jenes der EU herangezogen {Becker 1991, S 89 
und S. 117) Der geklagte Staat trägt also zwar die Beweislast in bezug auf die ErforderMchkeit, es wird ihm aber ein gewisser Spielraum zugestanden, falls eine 
Umweitgefährdung nach dem Stand der Wissenschaft nicht ausgesch lossen werden kann (Binder-Pesendorfer, 1991, S 13) Bezügl ich der Angemessenhei t der 
Maßnahme ist der EuGH eher zurückhal tend da hier eine Beurtei lung ein zu tiefer Eingriff in das gesetzgeber ische Ermessen der Mitgl iedstaaten wäre {Binder-
Pesendorfer 1991 S 90) 
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Der Gesta l tungssp ie l raum eines Mitg l iedslandes für eine 
autonome Umweltpol i t ik wi rd jedoch nicht nur durch die 
gewählte Pr imärrechtsgrundlage determiniert , sondern 
auch durch die Wahl der Instrumente der Rechtsangle i ­
c h u n g : Verordnungen sind b indend, Richtl inien nicht un ­
mittelbar Innerhalb der Richtl inien werden jene häufiger, 
die die Materie detail l iert regeln 6) 

Die einzelnen Mitg l iedsländer haben also sehr wohl einen 
Gesta l tungsspie l raum für nat ionale Umwel tmaßnahmen. 
Hier ist es vor allem eine Frage der Rechtsprechung des 
EuGH, als wie berecht igt er im Einzelfall das Umweit-
schutzbedür fn is eines Landes im Verhältnis zur Beein­
t rächt igung des freien Warenverkehrs einschätzt Jenseits 
des Gesta l tungssp ie l raums im Falle von st rengeren Rege­
lungen in einem einzelnen Land ist jedoch auch entschei ­
dend, daß ein Mi tg l iedsland ja bereits die Harmonis ierung 
selbst mitbeeinf lußt und daß es in diese Entsche idungsf in­
dung das stärkere Umweltschutzziel einfl ießen lassen 
kann. Anges ich ts zunehmender grenzüberschre i tender 
Umwel tprob leme kommt dieser Mögl ichkei t der Einfluß­
nahme große Bedeutung zu 

A n p a s s u n g s b e d a r f Österreichs im Fa l le 
eines EU-BeitritLs 

Zu den Differenzen zwischen den Umwel tschutzregelun­
gen von Österre ich und der EU sind in drei Bereichen A n ­
passungsf ragen relevant 7 ) : 

— Die EU sieht in einem harmonis ier ten Umweltbereich 
st rengere Umwel tschutzmaßnahmen vor als Öster re ich : 
In d iesem Fall muß Österre ich sich an das höhere Um­
wel tschutzniveau anpassen (z. B. Immiss ionsschutzre­
gelung, Umwel tver t räg l ichkei tsprüfung, Öko-Audi t ) 

— In der EU gelten in einem harmonis ier ten Bereich 
schwächere Umwel tschutzregelungen als in Öster­
re ich: Österre ich kann in d iesem Fall — wie jedes EU-
Mitgl ied — versuchen, im Rahmen der festgelegten A b ­
weichungsmögl ichke i ten seine st rengeren Regelungen 
aufrechtzuerhal ten (Art 100a Abs . 4, Art. 130t; im Kon­
fl iktfal l entscheidet der EuGH) Insbesondere hier setz­
ten die Bei t r i t tsverhandlungen an 

— Die EU hat keine harmonis ier te Regelung im betref fen­
den Umwel tbere ich: Österre ich kann in d iesem Fall na­
t ionale Regelungen beibehal ten, sofern sie nicht den 
freien Warenverkehr beschränken (Art 30ff EGV) Die­
ser Bereich wurde in Vorgesprächen zur Beitr i t tsver­
handlung sondier t — z B. können Österre ichs Verbote 
von Kohle-Zink-Batter ien oder Formaldehyd aufrecht 
bleiben 

Sicherl ich ist Österre ich als Bei t r i t tswerber eher einer 
Gruppe von Ländern mit anspruchsvol leren Umwel t rege­
lungen zuzurechnen, sodaß der Anpassungsbedar f vor a l ­
lem die Frage betrifft, ob, in welchem Bereich und in we l -

Die wichtigsten Verhandlungsergebnisse 
im Umweltbeieich 

Übersicht 1 

Übergangs- Übergangs- Sonderregelungen 
frist von frtst von 
4 Jahren 2 Jahren 

Abfall verbringung 
Pentachlorphenol 
Verbot von Kadmium als 

PVC-Stabilisator 

Quecksilber in Alkali-
Mangan-Batterien 

Zinn-organische 
Verbindungen 

Kadmiumgehalt in flüssigen 
Brennstoffen 

Benzolgehalt von Benzin 

Einstufung Verpackung und 
Kennzeichnung von 
Schädlingsbekämp-
fungs- und Pflanzen­
schutzmitteln 

Schwefe Ige halt von Diesel­
kraftstoff 

Verbot von verbleitem 
Benzin . 

PCB- und PCT-Verbot 

Emissionsgrenzwerte für 
leichte Nutzfahrzeuge. 

Lärmemissionen bestimmter 
Flugzeuge . . . 

Kann bis zum Inkrafttreten 
gleich strenger EU-
Regelungen bis 1 Oktober • 
1996 beibehalten werden 

Kann aufrechtbleiben (fest­
gehalten in Konferenzdoku­
ment) 

Kann bis zur Annahme von 
Gemeinschattsvorsch ritten 
beibehalten werden 

Können bis zum Inkrafttre­
ten gleich strenger EU-
Emissionswerte am 1. Okto­
ber 1995 beibehalten wer­
den (nicht im Vertragstext) 

Übergangsfrist bis 1 April 
2002 bis dahin geplante 
Anpassung der EU-
Vorschriften 

eher Übergangsfr is t Österre ich seine st rengeren Regelun­
gen beibehalten kann 

Verhandlungsergebnis 

Der zwischen Österre ich und der EU ausgehandel te Bei­
tr i t tsvertrag bezieht s ich im Umweltbereich in erster Linie 
auf jene Mater ien, die auf Gemeinschaf tsebene zwar har­
monis ier t s ind , in denen jedoch Österre ich strengere 
Umwei tschutzmaßnahmen vors ieht als die EU. In Uber­
sicht 1 s ind die einzelnen Verhand lungspunkte ausgewie­
sen (vgl Beitrittsvertrag 1994, im wesent l ichen A n ­
hang VIII). 

Zu den meisten Punkten wurden Ubergangsfr is ten ausge­
handelt, in denen Österre ich seine st rengeren Umwelt­
schutzstandards beibehalten kann. In einigen Bereichen 
insbesondere des Chemikal ienrechts wurde Österreich 
eine Übergangszei t von 4 Jahren zugestanden In einer 

6) Verordnungen sind direkt nat ionales Umweltrecht, sie erlangen unmittelbare Rechtswirksamkeit Richtl inien erfordern eine rechtl iche Umsetzung durch die Mit­
gl iedstaaten - Detailrichtj inien lassen keinen inhait l ichen Gestal tungsspie l raum zu (Sperrwirkung), daneben gibt es Richtlinien mit explizitem nationalem Spielraum 
sowie solche in denen nur Mindests tandards festgelegt werden die strengere Regelungen zulassen 
7) Einen umfassenden Vergleich der Umweltschutzregelungen in der EU und in Östereich bietet z B Österreichische Gesellschaft für Ökologie (1991) 
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abfai l reievanten Frage beträgt die Übergangsfr is t 2 Jahre 
Daneben gelten einige Sonderrege lungen 

Für die Verhandlungspunkte mit einer Übergangsfrist von 
4 Jahren wurde fo lgendes vereinbart : Die EU erklärt sich 
bereit, ihre Regelungen im Einklang mit den EU-Verfahren 
zu überprüfen und alles daran zu setzen, dieses Prüfungs­
verfahren vor Ende der festgelegten Übergangszei t abzu­
schl ießen. Gemäß einer gemeinsamen Erk lärung 8 ) der EU 
und der Beitr i t tswerber treten nach Ablauf dieser Über­
gangsf r is t die EU-Regelungen für die neuen Mitg l iedstaa­
ten unter den gleichen Voraussetzungen wie für die der­
zeit igen Mitg l iedstaaten in Kraft, unabhängig davon, ob zu 
d iesem Zei tpunkt das Prüfungsverfahren abgesch lossen 
ist Abweichend davon geht Österre ich in einer einseitigen 
Erklärung „davon aus, daß die in der Gemeinsamen Erklä­
rung enthaltene Verpf l ichtung, sich um den Abschluß des 
Überprüfungsver fahrens zu bemühen, im Sinne einer ent­
sprechenden Besch lußfassung innerhalb der Überprü­
fungsper iode zu verstehen ist Für den Fall, daß das Uber­
prüfungsver fahren dennoch zu keinem Ergebnis führt , 
geht Österre ich davon aus, daß es die Mögl ichkei t haben 
w i rd , die Inst i tut ionen der Union mit der Frage der Ver län­
gerung der Ubergangsper iode zu befassen" 9 ) 

Die Interpretat ion der Situat ion für den Fall, daß die EU ihr 
Überprüfungver fahren nach vier Jahren nicht abgesch los ­
sen hat, ist a lso nicht ganz einheit l ich 

Wird das Überprüfungsver fahren innerhalb der Über­
gangsf r is t zwar abgesch lossen, kommt aber zu weniger 
s t rengen Umwel tschutzregelungen als Österre ich, so gilt 
d ieses schwächere EU-Recht für Österreich wie für jedes 
Mitg l iedsland Österre ich kann — wie jedes Mitgl iedsland 
— versuchen, auf Grundlage der Ausnahmen gemäß 
Art 100a Abs 4 strengere Regelungen beizubehalten Da 
es jedoch noch keine EuGH-Entsche idungen auf dieser 
Rechtsgrund lage gibt, ist nicht bekannt, als wie groß der 
Gesta l tungssp ie l raum eines Landes hier e inzuschätzen 
ist. 

In einigen Fällen, in denen die EU bereits eine Verschär­
fung ihrer Regelungen plant, kann Österre ich bis zu deren 
Inkrafttreten seine st rengeren Vorschr i f ten beibehal ten 
(z. B Schwefelgehal t von Dieselkraftstoff, Verbot von 
PCB, PCT) 

Für die Verbr ingung von Abfä l len 1 0 ) gilt eine Übergangs­
fr is t von 2 Jahren, nach der der EU-Besi tzstand auch für 
Österre ich gi l t : Diese Abfa l lverbr ingungsverordnung der 
EU regelt den grenzüberschre i tenden Verkehr von gefähr­
l ichen Abfäl len gemäß der Basler Konvent ion, sieht dar­

über hinaus aber auch für nicht gefähr l iche Abfäl le be­
st immte Mögl ichkei ten für Importverbote vor. Die Über­
gangsfr is t wurde ausgehandel t , da die EU aufgrund ihrer 
Grünen Liste 1 1 ) den Handel mit weniger Abfal l typen kon­
trol l iert als Österre ich Innerhalb der zwei Jahre wird 
Österreich danach t rachten, eine E inschränkung der Liste 
der EU zu initi ieren Ähnl ich wi rd Österre ich auch versu­
chen, bei der Erarbei tung des Katalogs gefähr l icher Ab­
fälle entsprechend einzuwirken, den die EU gemäß der 
Richtl inie über gefähr l iche Abfäl le erstel len sol l , der aber 
noch nicht vorl iegt (Österreich hat einen so lchen Abfa l l ­
katalog berei ts) 1 2 ) 

Limwellaspekte in anderen 
Verhandlungsbere ichen 

Die vor l iegende Analyse behandelt nur das Verhand lungs­
ergebnis des expliziten Umwel tbere ichs, doch haben auch 
andere Verhandlungsbere iche Auswi rkungen auf die Um­
welt Insbesondere trifft dies auf die Bereiche V e r k e h r -
Transi t und Landwir tschaf t zu Die Verhand lungs lösung 
zum Transi tverkehr läßt erwarten, daß im Jahre 2003 die 
Emiss ionsbe las tung im selben Ausmaß wie ursprüngl ich 
im Transi tvertrag vorgesehen reduziert sein wird Aller­
d ings ist f ragl ich, ob damit eine neuerl iche Zunahme auf- i 
g rund der St raßenverkehrsmengenbelastung in den dar- l 
auffo lgenden Jahren ausgesch lossen werden kann j 

Generell liefert der Wachstumsef fek t eines EU-Beitr i t ts ce-
teris par ibus auch Verkehrswachstumsef fek te sowohl in­
nerhalb Österre ichs als auch zwischen Österre ich und der 
EU, die weit über den Transi tverkehr h inausre ichen 1 3 ) . Im 
Transi tverkehr läßt s ich dieses Wachs tum für eine Uber­
gangszei t beschränken ab 2004 ist eventuell auch ein A n ­
stieg des Transi tverkehrs mögl ich Die EU ist s ich in den 
letzten Jahren zunehmend der umwel tbelastenden Effekte 
des nicht zuletzt b innenmarkt induzier ten Transpor tzu­
wachses bewußt geworden Wie in vielen anderen Berei- j 
chen wird die Rechtsetzung der nächsten Jahre zeigen, j 
ob z. B die entsprechenden Pläne im 5. Ak t ionspro - | 
g ramm und im Weißbuch für den Verkehr auch umgesetzt 
werden \ 

Im Bereich der Landwir tschaf t s ind aufgrund der Verhand­
lungsergebnisse unterschiedl iche Umwelteffekte zu erwar­
t en : Einerseits fördert die EU öko log ische Landwir tschaf t 
in höherem Ausmaß als Österre ich. Auch die geplante 
Senkung der landwir tschaft l ichen Produkt ion wi rd Umwelt­
belastungen z. B. des Wassers oder des Bodens verr in-

a) Beitrittsvertrag (1994), AA-AFNS 6 Final, S 7D: Die Vertragsparteien . . haben a!s Ausnahme für best immte Einzelfälle ein Verfahren zur Prüfung des gegenwär­
t igen gemeinschaft l ichen Besi tzstands vereinbart, an dem die neuen Mitgl iedstaaten nach Maßgabe des Beitr i t tsvertrags in vol lem Umfang beteil igt s ind Ohne das 
Ergebnis des vereinbarten PrUfungsverfahrens vorwegnehmen zu wol len, verpfl ichten sich die Vertragsparteien, altes daran zu setzen damit dieses Verfahren vor 
Ende der festgelegten Übergangszeit abgeschlossen wird. Nach Ablauf der Ubergangszeit gilt der gesamte gemeinschaft l iche Besi tzstand für die neuen Mitgl ied­
staaten unter den gleichen Voraussetzungen wie für die derzeit igen Mitgl iedstaaten der Union ' 
9) Bericht der Bundesregierung (1994). S 12 Eine ähnliche ,einseitige Erklärung" hat z B Dänemark zur EEA abgegeben, in der es seine Interpretation des 
Art. 100a Abs 4 als eindeutiger Schutzklausel betont Solchen einseit igen Erklärungen kommt jedoch kein verbindl icher rechtl icher Charakter zu (Becker 1991 
S 115) 
, 0 ) Verordnung über die Überwachung und Kontrol le der Verbr ingung von Abfäl len (VO 259/93) 
1 1) Die Grüne Liste der EU wurde im Einklang mit der OECD erstellt sie enthält all jene Abfäl le die keiner Kontrol le im grenzüberschrei tenden Verkehr unterliegen 
1 2) Zugleich erklärt Österreich daß es auch eine solche künftige EU-Liste der Abfäl le ais „nicht erschöpfend" ansieht Über diese Ansicht besteht Einvernehmen in 
der EU Gemäß dem .Vorschlag für eine Richtlinie über gefährl iche Abfäl le* wird der künft igen Liste nur ..deklarative Bedeutung" zugemessen (93/C271/06) 
, a ) Der betroffene Lkw-Transitverkehr macht nur einen geringen Prozentsatz des gesamten Lkw-Verkehrs in Österreich aus Viel mehr Tonnenki lometer werden im 
sonst igen grenzüberschrei tenden Verkehr (österreichischer Export oder Import) sowie im inlandsverkehr geleistet 
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gern Weiters können Förderungen der EU unter dem Titel 
„Umwel tschutz" in Anspruch genommen werden Anderer­
seits könnte eine gewisse Intensivierung der öster re ich i ­
schen Landwir tschaf t in Tei lbereichen, etwa in der T ierhal ­
tung (Bestandszahlen, Pharmakaeinsatz) eintreten Wei ­
ters dürfte die — freiwil l ige und nicht unmit telbar mit dem 
EU-Beitr i t t zusammenhängende — Abscha f fung der öster­
re ich ischen Düngemi t te labgabe den zuletzt beobachteten 
Rückgang des Düngemit te ie insatzes in Österre ich b rem­
sen 

Positive Auswi rkungen auf das österre ich ische Umwelt­
schutzniveau wären aus der Förderungspol i t ik zu erwar­
t en : Da Umweltschutz neben Regionaipoi i t ik und Techno-
logäepolitik in der EU zu den er laubten Fördergründen 
zählt, ist hier eine Ver lagerung der Mittel zu umwel t förder­
l ichen Invest i t ionen mögl ich 

Ökologische Auswirkungen der 
Wachstums- und S l ruklure f fek le 

Das WIFO untersuchte in einer umfangre ichen Analyse die 
öko log ischen Auswi rkungen einer EU-integrat ion Öster­
reichs (Breuss et al, 1994). Ein wesent l icher Teil dieser 
Studie bestand in der Quant i f iz ierung der mit dem EU-Bei­
tritt verbundenen Emiss ionswi rkungen, die durch Wachs ­
t ums - und Strukturef fekte hervorgerufen werden In Über­
e ins t immung mit den makroökonomischen Ergebnissen 
waren somi t die daraus resul t ierenden Emissionsef fekte 
zu schätzen, wobe i als zusätzl iche Informat ionsquel le die 
Versch iebungen der Wir tschaf tsst ruktur durch die Integra­
t ion berücksicht ig t wurden Die sektoralen Effekte der In­
tegrat ion wurden einer Untersuchung der Bundeswir t ­
scha f tskammer mit deren mittelfristigem Input-Output-Mo-
dell (AUSTRIA IV) en tnommen Hier werden nun erstmals 
auf der Grundlage der Verhand lungsergebn isse zwischen 
Österre ich und der EU die Effekte eines EU-Beitr i t ts für die 
einzelnen Sektoren im Vergleich zu einem Basisszenar io 
„EWR" mit dem mittelfristigen Input-Output-Modell des 
WIFO quantif iziert {Breuss — Kratena — Schebeck, in die­
sem Heft) 

Die Ergebnisse der ersten Studie, die den EU-Beitr i t t mit 
der EWR-Tei lnahme und einem Basisszenar io ohne jede 
Integrat ion vergleicht, lassen s ich so zusammenfassen : 

—- Der Brut to-Produkt ionswer t (Output) aller Güter und 
Leis tungen wäre im Jahr 2000 bei einem EU-Beitritt um 
1,5% höher als im EWR-Status und um 4 , 1 % höher als 
ohne Integrat ion 

— Die Emiss ionen in Luft und Wasser sowie von festem 
Abfal l wären jedoch nur unterpropor t iona l höher, sodaß 
ein öko log isch posit iver Strukturef fekt auftritt Für die 
stat is t isch am besten gesicherten Emissäonsarten lau­
ten die Ergebnisse im Detai l : Die Emiss ionen von S 0 2 

wären bei einem EU-Beitr i t t um nur 0,6% höher als im 

EWR-Status, jene von C 0 2 um 0,8% und jene von fe­
stem Abfal l um 1 % ; die Abweichungen bleiben somit 
durchwegs unter der für den Output erwarteten Steige­
rungsrate von 1,5% 

Ein zentraler Schwachpunkt der Analyse liegt zweifel los 
dar in, daß nur der Wachs tums- und Strukturef fekt , nicht 
jedoch der für die Emiss ionen entscheidende Aspek t des 
techn ischen Wandels in die Betrachtung e inbezogen wur­
de. Die Ergebnisse der Luf temiss ionen reagieren beson­
ders stark auf Änderungen des spezi f ischen Energiein-
puts, wie Sensit iv i tätsanalysen zeigen Extrapol iert man 
den technischen Wandel im Energieeinsatz in den achtzi­
ger Jahren bis zum Jahr 2000 und n immt man zusätzl ich 
an, daß Österre ich im Szenario „EU-Beitr i t t" eine Energie-
C0 2 -S teue r einführt, deren Effekt darin bestünde, die 
Energieprodukt iv i tät bis zum Jahr 2000 zusätzl ich um 2,5% 
zu erhöhen, dann lägen die C0 2 -Em iss ionen im EU-Szena­
rio unter jenen ohne EU-Integrat ion Forcierter technischer 
Wandel und der posit ive öko log ische Strukturef fekt zu­
sammen könnten dann den Wachstumsef fek t kompens ie ­
ren Die entscheidende Frage liegt daher dar in , ob mit 
oder ohne EU-Integrat ion die Ver fo lgung umwel tpol i t ischer 
Ziele durch Österreich leichterfällt Dabei ist die Ein­
schränkung des umweltpol i t ischen Handlungssp ie l raums 
durch die Übernahme von EU-Recht abzuwägen gegen die 
Mögl ichkei t , wet tbewerbsneutra le umwel tpol i t ische Lösun­
gen — also Umweltpol i t ik zu ger ingeren ökonomischen 
und pol i t ischen Kosten — zu f inden 

Im Jahr 1995 ist der gesamte Brut to-Produkt ionswer t aller 
Sektoren im EU-Szenario um 0,8%, im Jahr 2000 um 3,3% 
höher als im Basisszenar io „EWR" Die Übersichten 1 und 
2 zeigen die daraus resul t ierenden Emiss ionen, wenn kein 
technischer Wandel unterstel l t w i rd (Emiss ionskoef f iz ien­
ten von 1988). Wie in Breuss et al (1994) bleibt die Abwei ­
chung für die Emiss ionen fast durchgehend unter jener 
des Outputs , wenngle ich der öko log isch posit ive Struktur­
wandel schwächer ausfäl l t 1 4 ) 

Durch einen EU-Beitr i t t s ind im Jahr 1995 die SO E -Emiss io -
nen um 0,33%, die C0 2 -Em iss ionen um 0,48% und die A b -
fa i lemiss ionen um 0,48%, im Jahr 2000 um 2,24%, 2,67% 
bzw. 3,28% höher als im EWR-Szenario Am stärksten 
wirkt der Strukturef fekt (wie in Breuss et al, 1994) für S 0 2 

vor C 0 2 und Abfal l 

Neben den hier erfaßten Strukturef fekten wi rken andere, 
die sich jedoch nicht umfassend quanti f iz ieren lassen Die 
in den EU-Verhandlungen festgelegte Zuckerquote etwa 
läßt die Wasseremiss ionen der Zucker industr ie im Jahr 
2000 von 266 t BSB5 1 5 ) ohne Zuckerquote auf 191 t, also 
um 28% sinken Da die Zucker indust r ie aufgrund ihrer 
Energieintensi tät auch für einen großen Teil der Luftemis­
s ionen der Nahrungsmi t te lprodukt ion verantwort l ich ist, 
ergibt s ich auch daraus zusätzl iche Umweltent lastung Die 
durch den EU-Beitr i t t forcierten Förderungen des öko log i ­
schen Landbaus könnten ebenfal ls den Umwelt- und Res­
sourcenverbrauch sinken lassen In vielen Punkten ist das 
Ergebnis nicht determiniert , und es besteht Handlungs-

u ) Das iiegt auch in methodischen Unterschieden zwischen dem ausgereif ten Input-Output-Model l der Bundeswir tschaf tskammer (AUSTRIA IV) und dem erst im 
Aufbau befindl ichen Input-Output-Model l des WIFO begründet 
1 5 ) Biologischer Sauerstof fbedarf in fünf Tagen — ein Maß für die Schmutzfracht an organisch abbaubaren Stoffen in Gewässern 
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Emiss ionen in der Produktion 1995 Ubersicht 2 

Basisszenario Simulationslösung Basisszenario Simuiationslösung Basisszenario Simulationslös 
„EWR" EU-Beitritt „EWR" EU-Beitritt „EWR" EU-Beitritt 

1 000 t 

Land- und Forstwirtschaft 7.9 79 1 882 6 1 886.0 
Bergbau . . 1 0 1 0 266 7 266 7 241,0 241,0 
Erzeugung von Nahrungsmitteln und Getränken 

Tabakverarbeitung , . . . . . . . . 71 71 1 630 6 1 636 0 112,8 1131 
Erzeugung und Verarbeitung von Textilien und Leder 1.6 1 6 380 7 382 3 96 2 96 9 
Be- und Verarbeitung von Holz . . 1 5 1 5 500 9 506 7 43 7 442 
Papierindustrie, Druckerei, Verlagswesen 10 9 109 3 651 3 3 6631 431 0 432 4 
Chemische Industrie {ohne Erdöl| 5,5 55 1 677 4 1 686 2 287.3 288 8 
Erdölindustrie. .. 42 42 3 583 5 3 586,6 126 126 
Erzeugung von Stein- und Glaswaren 16 0 161 6 559 3 6 618.0 629,8 635.5 
Grundmetallindustrie . . . 84,4 84,3 12.232 0 12 2251 218,2 218 1 
Metallverarbeitung 2 1 21 1 305 7 1 313 9 231,4 232 8 
Energie- und Wasserversorgung . 431 433 9 897 7 9 949 7 82 7 831 
Bauwesen , 1 7 1 7 882 3 896,2 
Groß- und Einzelhandel . . . . 2,0 20 1 176 4 1 188 5 
Beherbergungs- und Gaststättenwesen , 1 7 1 7 742 2 750 7 
Verkehr, Nachrichtenübermittlung . 67 6,8 3 686 2 3 731 3 
Vermögensverwaltung. . . . . . . . . . 02 02 192 5 1940 
Sonstige Dienste (einschließlich öffentlicher Dienst) 5,6 57 1 5672 1 5831 

Insgesamt . . . 202 9 203 6 51 815 1 52 064 5 2 386,6 2398 2 
Abweichungen vom Basisszenario ::EWR-Teilnahme° in % + 0 33 + 048 + 048 

Spielraum fUr die österre ichische Umweltpol i t ik, der ge­
nutzt werden sollte. 

Ein weiterer wesent l icher Punkt, der hier noch nicht empi ­
r isch analysiert werden kann, ist der durch den EU-Beitritt 
ausgelöste technische Wandel . Durch Regional- und 
Strukturpol i t ik der EU in Österre ich, durch die Erhöhung 
der Standortat trakt iv i tät und durch die Besch leun igung 
des Wi r tschaf tswachstums (Akzeleratorwirkung) s ind im 
Jahr 2000 bei einem EU-Beitr i t t insgesamt um 9% höhere 
Brut to-Anlageinvest i t ionen zu erwarten als im Bas isszena­
rio „EWR". Der sich daraus ergebende höhere Umschlag 
im Kapi ta ls tock und forcierte Aus tausch alter durch neue 
Anlagegüter wi rd die Produkt ionstechniken sehr wahr­
scheinl ich e inschneidend verändern. Dieser technische 
Wandel wirkt nach allen Er fahrungen der Vergangenhei t 

umwel tent lastend sein Tempo wird durch die Preise na­
tür l icher Ressourcen und durch umwel tpol i t ische Maßnah­
men beeinflußt 

Es wi rd an der österre ichischen Umweltpol i t ik l iegen, 
einersei ts über die Einf lußmögl ichkei ten innerhalb der EU 
und anderersei ts durch Ausnutzung ihres nat ionalen 
Handlungssp ie l raums den ressourcensparenden und um­
wel tent lastenden techn ischen Wandel zu forc ieren 

Zusammenfas sende Bemerkungen 

Das Umweltpaket hat ein neues Element in das Ergebnis 
Bei t r i t tsverhandlungen gebracht : Die EU anerkennt im 
Beitr i t tsvertrag explizit die hohen Umwel tschutzs tandards 

Emiss ionen in der Produktion 2 0 0 0 Übersieht 3 

SO, CO, Abfall 
Basisszenario Simulationslösung Basisszenario Simulationslösung Basisszenario Simulationslös 

„EWR" EU-Beitritt „EWR" EU-Beitritt 
1 000 t 

„EWR" EU-Beitritt 

Land- und Forstwirtschaft. . a 1 82 1 931 9 1 949 2 
Bergbau , 1,0 1 1 273 9 281 6 247 5 254,5 
Erzeugung von Nahrungsmitteln und Getränken, . 

Tabakverarbeitung . . . .. 7,5 7,6 1 740,2 1 746 6 120 3 120,8 
Erzeugung und Verarbeitung von Textilien und Leder 1 7 1,8 400 5 420 0 101 2 106 0 
Be- und Verarbeitung von Holz 1,8 1 9 603 9 628 2 52 7 54,8 
Papierindustrie, Druckerei, Verlagswesen 12,5 12 7 4 197,6 4 263,3 495 4 503,2 
Chemische Industrie [ohne Erdöl) 6,0 6,3 1 8231 1 917,6 312 2 328,5 
Erdölindustrie 4,2 4,3 3 559 5 3 643,8 125 12,8 
Erzeugung von Stein- und Glaswaren 184 19 2 7 563 2 7 893 5 726,2 757,9 
Grundmetaliindustrie. . . . 93,9 95 2 136161 13.8004 242 9 246 2 
Metaliverarbeitung . . . 2,3 24 1 444 1 1 505,5 255 9 266,3 
Energie- und Wasserversorgung . 46 4 47,8 10 670.3 10 963 0 891 91,6 
Bauwesen 1 9 2,0 1 006 2 1 074 2 
Groß- und Einzelhandel 23 24 1 339 9 1 387 9 
Beherbergungs- und Gaststättenwesen 1 8 1 9 314,8 841,3 
Verkehr, Nachrichtenübermittlung . . . 78 81 4 317 7 4 467 4 
Vermögensverwaltung 02 0,2 208,6 2154 
Sonstige Dienste (einschließlich öffentlicher Dienst) 6 1 6,3 1 712 2 1 750,8 

Insgesamt . . . . . 224 0 2291 57.223,6 58 749 2 2.656 1 2 743 1 
Abweichungen vom Basisszenario ,EWR-Tei!nahme" in % + 224 + 267 + 328 
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der Bei t r i t tswerber und deren Wunsch diese im Falle 
eines Beitr i t ts beizubehal ten Sie hat daher einem Prü­
fungsver fahren ihrer eigenen (niedrigeren) Umwel ts tan­
dards — al lerdings als Ausnahme und nur in best immten 
Einzelfällen — zugest immt In diesen Punkten besteht je­
doch weder die Verpf l ichtung zum Abschluß der Überprü­
fung innerhalb der Frist (allenfalls eine Verpf l ichtung, ,sich 
um einen Abschluß zu bemühen") noch zu einer ta tsächl i ­
chen Ang le ichung an das höhere Schutzniveau Öster­
reich hat nach der Übergangsfr is t keinen Rechtsanspruch 
auf eine Abwe ichung nach oben, es müßte mit tr i f t igen 
Gründen die Erforder l ichkei t der st rengeren Umweltmaß­
nahme begründen in anderen Bereichen, in denen das 
höhere Schutzniveau in der EU bereits in Auss ich t genom­
men wurde , kann Österre ich bis zu d iesem Zei tpunkt sein 
höheres Schutzniveau beibehalten 

Abgesehen vom Handlungssp ie l raum der nat ionalen Um­
weltpol i t ik eines Mitg l iedslandes würde Österre ich als EU-
Mitgl ied auch Einfluß auf die Gestal tung der Umweitpol i t ik 
der EU nehmen Letztl ich wi rd es in der Ausnutzung des 
nat ionalen Gesta l tungssp ie l raums ebenso wie in der Ein­
f lußnahme auf die EU-Umweltpol i t ik vom pol i t ischen Ge-
stai tungswi l len und Österre ichs abhängen, wie sehr mit 
dem erhoff ten höheren Wir tschaf tswachstum auch eine 
Verbesserung der Umwelts i tuat ion e inhergeht 
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